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scheiden haben, aber eben nıcht nu  — kritisch musternd, schem Geılst wehren, die Gelster scheıden, sondern
sondern auch mMIıt Gespür für alles, W as uns in den Stand auch die Pflicht, den Gelst suchen un mıt seıiner -
‘9 Nsere Hoffnung anschaulich un: ansteckend le- kalkulierbaren, oft unbequemen Spontaneıtät immer NECU

ben un nıcht 980858 VO  — ihr reden. rechnen.“
Das Amt In der Kırche, das dem (Gesetz des Gelstes Dieser Synodentext hat inzwischen nıchts VO seıner Ak-
(Gottes steht, hat schließlich nıcht U  — die Pflicht, fal- tualıtät verloren.

Diıe NeU& elektronischen
Kommunıkatıonsmedien ine Herausforderung
Erklärung der ommMmıIssIoON ”  iziıstık” des ZdK

Am Janunar veröjfentlicbte die Kommissıon „Publizi- halte, Meditationstexten un Betrachtungen SOWIe VO

stik“ des Zentralkomitees der deutschen Katholiken e1ine Er- aktuellen Hınweıisen bestätigt dıie Notwendigkeıt dieses
klärung über „Die uen elektronischen Kommunikations- kırchlichen Engagements Eınen noch größeren Verbre1-
medien 1ne Herausforderung“. Es 1st die ersie umfas- tungsgrad wırd diese Indiıyidualkommunikation beı FEın-
sende Stellungnahme 21Nes repräsentatıven katholischen (Grre- tführung des Kabeltextes nach Ausbau des Breitbandka-
M1UMS ZU Thema Bei dem hier wiedergegebenen Wortlaut belnetzes erhalten, WEeNnNn Kapazıtätsprobleme weıtgehend
sind aAMXs$S drucktechnischen Gründen die (zahlreichen) Z wi- enttallen.
schenüberschriften weggelassen bzz0 durch wenıge “U“oNn der Spätestens für diese Phase 1St iıne Unterrichtung breiter
Redaktion Jormulierte YSeLzT. Bevölkerungsschichten über Möglıchkeiten der Nutzung

dieser Informationsangebote bıs hın ZUr persönli-99-  le Bürger un die Träger staatlıcher Gewalt sınd dafür
verantwortlich, daß die Kommunikationsmuittel dem Fort- chen Bıldung notwendig. Auf die Kıirche eingeschlossen

die katholischen Verbände un: Räte des Laı:enapostolatsschritt der aNzZCNH Gesellschaft dienen. S1e sınd verpflich- kommen dabe] besondere AufgabenCL die Freiheit der Kommunikatıon siıcherzustellen un
die notwendıgen Voraussetzungen tür ine bewudßfte Miıt- Neben diesen Kommunikationsmedien spielen ın

der Ööftfentlichen Diskussion die erweıterten technıischenwirkung aller der Kommunikatıion schaffen, be1 der
dıe Würde der Person SOWI1e das natıonale un internatıo- Möglichkeiten ZUr Ausstrahlung eıner Vielzahl

Rundfunkprogramme Ww1e€e Satellıiten- UN! Kabelrundfunknale Wohl respektiert werden mu{ß“ (CP 84) Mıt diesen (Hörfunk un: Fernsehen) un NEUE Frequenzen ıne be-Worten fordert die „Pastoralınstruktion ‚Communı10 eT

progress1i0‘ über die Instrumente der sozıalen Kommunıi- eutend größere Rolle Erfahrungen aus einıgen anderen
Ländern haben in der Bundesrepublık Deutschland Be-katıon“ VO  —; 1971 (CP):; die Chance der Kommunikatıions-

medien wahrzunehmen un: sıch für ihren rechten (S2* SOrgn1Ss VOT eıner Erweıterung der Zahl der Rundfunkpro-
Tammcec geweckt. Die Stellungnahme ll der oft geau-brauch verantwortlich einzusetzen. Diese Aufforderung Rerten Besorgnis 1mM Hınblick aut mögliche Schäden VOerhält für das Zentralkomitee der eutschen Katholiken

besondere Bedeutung un Aktualıtät 1m Hınblick auf die Famılien, Jugendlichen un Kındern Rechnung tragen.
Das ZdK hat das NCUEC Rundfunk-Urteil FRAG-Urteıl,Entwicklung 1im Bereich der elektronıschen Kommunika-

tionsmedien. FRA:| „Freıe Rundfunk Aktiengesellschaft in Grün-
dung”) des Bundesverfassungsgerichts BVerfG) VO

16. Junı 981 unmıiıttelbar nach seıner Verkündung be-
Technische Möoglichkeiten grüßt (Geschäftsführender Ausschufß VO 26 6.81) und
polıtısche Folgerungen seine Hoffnung ZzUu Ausdruck gebracht, da{fß dieses Ur-

teıl] dazu beıträgt, die Diskussion über das Rundfunkwe-
Zu den Kommunikationsmedien gehören dıe bıld- sen ıIn der Bundesrepublık Deutschland versachlichen.
schıirmgebundenen Textintormationen Bıldschirmtext, Das RAG-)Urteıl des Bundesverfassungsgerichts hat
Vıideotext un: Kabeltext. S1e geben dem einzelnen dıe bestätigt, dafß privatrechtlich organısıerter un erant-

Möglıchkeıt, Intormationen abzuruten. Diese Medien Rundtunk verfassungsrechtlıch zulässıg ISt. | D
sollen daher der Individualkommunikation dienen. Es unterstreicht, da{fß auch beim Wegfall der Knappheıt VO

wırd begrüßt, daß die katholische Kırche bereıits seIlt Junı Sendekanälen private Rundfunksendungen eiıner gesetzlı-
98%0O den Bildschirmtext-Versuchen in Düsseldorf un chen Regelung bedürfen, un fordert VO den ENISPCE-
Berlın teilnımmt. Das wachsende Interesse und die stel- chenden Landesrundfunkgesetzen, da{ß S$1€e Grundlinien
genden Abrufzahlen VO  = Informationen über pastorale, der Rundfunkordnung regeln un: Leıtgrundsätze VCI-

sozıale und Carıtatıve Angebote un Eıinrıchtungen, VOoO bindlich festlegen. Die Kırche Samı(®X katholischen Verbän-
Grundintormationen über kirchlich-religiöse Sachver- den un Räten sollte hıerzu hre Meınung
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Die gesetzliche Ausgestaltung dient nach dem Urteil des Der Jugendschutz IST gemäfß Art Abs wırksam
BVerfG der verfassungsrechtlich garantıerten Freiheit des sicherzustellen
Rundtfunks Die Rundfunkftfreiheit IST nıcht NUr objektives Kınder- oder Jjugendgefährdende Sendungen dürten nıcht
Prinzıp der Gesamtrechtsordnung, sondern schliefßt auch eıt ausgestrahlt werden, der diese Altersstu-
subjektive Rechte CIN, wobe! das Urteil die rage otten- ten erfahrungsgemäß ennenswertem Ausma{fß ZUuU

läßßst, ob C1MN einklagbares Individualrecht auf und- Empfängerkreıis gehören.
funkveranstaltungen o1bt Die Programme dürten keıine verrohende oder gewalt-

verherrlichende Tendenz haben
Das Urteil charakterisıiert die Rundfunkfreiheit als die- Informationssendungen, insbesondere Nachrichten,nende Freiheıit, „Ireıe und umtassende Meınungsbildung muß hinreichende Sendezeıt EINZSECETAUM werden Dieauch durch den Rundfunk gewährleisten” Diıiese Aus- Nachrichten IMNussen umfassend wahrheıitsgetreu un
Sapc bestätigt die „Erklärung des 7Z7dK ZU  — Rundfunkfrei- sachlich vermıiıttelt werden VO  —; Meinungsäußerun-heıt VO 9//

SCH erkennbar SCIMN

Der Gesetzgeber hat sıcherzustellen, „dafß die Vielfalt der Das Gegendarstellungsrecht das Zt EINISCH Ländern
den Rundfunkgesetzen, anderen Ländern denbestehenden Meınungen Rundfunk Ausdruck findet

Das Urteil sıeht dieses Erfordernis durch 1Ne „bıinnenplu- Landespressegesetzen gleichzeıtig auch tfür den und-
ralistische Struktur der Veranstalter gesichert, WIE S1IC tunk geregelt IST sollte kommenden Landesrundfunk-
formal den bestehenden Ööttentlich rechtlichen und- sowohl für öffentlich rechtliche als auch für PI1-
funkanstalten gegeben 1SE Be1 der binnenpluralistischen Vatlt rechtliche Veranstalter mediengerecht gesichert seInNn

Organisationsform kommt U esonderem Ma{fe dar-
auf Al da{fß alle gesellschaftlich relevanten Kräfte dem
Organ vertretien sınd welches ıhren Einflu{fß vermiıtteln Gesetzliche Regelungen
soll un da{fß dieser Einflu{fß CinNn efftektiver 1ST Es ann
bezweıtelt werden ob diese Bedingung ZE  e al- Ob die Fınanzıerung Rundfunkveranstaltungen
len bestehenden Rundfunkanstalten der Bundesrepublıik der Regelung durch Gesetz bedarf äflst das Karlsruher
Deutschland ertüllt 1ST Urteil VO 1981 offen Wır sınd der Meınung, daß
Der Gesetzgeber annn die Rundtunktfreiheıit aber auch 1NC gesetzliche Regelung wünschenswert IST, die beIi den
durch externe, „außenpluralistische Vielfalt herstellen, verschiedenen möglıchen Finanzıerungsformen jedoch
wobel gewährleistet SCIN mMu da{ß ein Gesamtangebot 1NC unterschiedliche Bedeutung haben wırd (Mögliche
entsteht dem sıch die für dıe treiheitliche Demokratie Finanzierungsformen sınd Eıgenmittel der Veran-
konstitutive Meıinungsvielfalt darstellt Der HNDNECTIECN Logık stalter, prıvate Stiftung, Spenden, ünzternsehen bon-
des Urteıils folgend gılt dieses Pluralısmusgebot auf allen NEMENTS oder Werbung.) Dabe! wırd beachten SC1IN,
Ebenen überregjional regional un lokal da{fß 1NC medienpolıtische oder ökonomische Machtzu-
eiım außenpluralıstischen Modell das 1NC Vielzahl VO  $ sammenballung Hınblick sowohl auf dıe Gesamtheit
Veranstaltern vorsıeht unterliegen die einzelnen Veran- aller Rundtunkveranstalter als auch auf den C11N-

stalter nıcht der beıim binnenpluralistischen Modell SC- zelnen Ebenen überregional regional lokal durch SC-
torderten Ausgewogenheıt des Programms ber auch setzliche Auflagen vermiıeden wırd
hre Programme sınd 95 sachgemäßer, umfassender un
wahrheitsgemäßer Intormation un Mindest- Be1l Fiınanzıerung durch Werbung 1ST beachten

Werbung sollte grundsätzlıch 1U  _ Blöcken zwıischenma{ß gERENSCILSECT Achtung verpflichtet Z WEI Programmsendungen erfolgen
Dıi1e Parlamentarier aller Parteıen den Landtagen Wer- Für Art un Form der Werbung sollten analoge Aufla-
den aufgefordert, dafür orge tragen, daß den Pro- SCH gelten WIC für die öffentlich rechrtlichen Anstalten
grammgrundsätzen der Landesrundfunkgesetze bzw Lan- (s die austührlichen Rıchtlinien des ZDF tfür Wer-
desmediengesetze Übereinstimmung MIL der VO besendungen).
BVerfG ausgesprochenen Verpflichtung mındestens tol- VWerbung darf keinen Einflu(ß auf Programminhalte ha-
gende Grundsätze enthalten sınd Soweıt diıese Forderun- ben
SCH Gesetzen über öffentlich rechtliche Rundtunkan- Miıt dieser Gesetzgebung sollte der Ööffentlich rechtli-
stalten nıcht enthalten sınd sollten SIC auch dort aufge- che un der PrıVale Rundtunk ZU Schutze zuhören-
ommen werden der un zusehender Kınder für Werbespots dıe gle1-

Dıi1e Programme IMUusSsen dem Grundgesetz der Bundes- chen Auflagen erhalten.
Werbung sollte zeıtlich eingeschränkt werden können,republık Deutschland verpflichtet SsSCIN un dıe rund-

rechte beachten WEeNnN SIC die Exıstenz der nach unserer ordnungspoliti-
schen Vorstellung unverzıchtbaren Funktion der PresseDıi1e Würde des Menschen relıg1öse un sıttliıche gefährdetGrundüberzeugeungen der Bevölkerung sınd ach-

ten Eın Rundfunkgesetz MIL den austührlichsten Leitlinien
Ehe un Famlıulıe sınd als VO Grundgesetz anerkannte un dem perfektesten Jugendschutz hätte 1Ur appellatıven

Eınrıchtungen achten un schützen Charakter, Wenn keıine Sanktionen gäbe Das JUunNgStie
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Karlsruher Fernsehurteil kritisiert „Gesetz über die In den Regionen der Kabelpilotprojekte stellt sıch die
Veranstaltung VO Rundtunksendungen 1mM Saarland“ In Aufgabe, dafß Pfarrer, katholische Laıen, kirchliche Or-
seıner Fassung VO die Unverbindlichkeit der ganısatıonen, Verbände USW. darauf vorbereıtet werden,
Beratung, Erörterung und Emptehlung iın Programmtftra- Lokalrundtunk mıtgestalten können. Hıer un in
CNn un das Fehlen jeder Sanktionsmöglichkeit. Folglich künftigen Kabelnetz-Inseln (S Baden-Württemberg), also
mussen In den Landesrundfunkgesetzen Regelungen VOTI - 1mM überschaubaren Raum der Stadtteile, der Pfarrgemeın-
gesehen se1ın, dıe den Jeweıls Verantwortlichen be] Verlet- den, der Nachbarschaften USW., können die Neuen Me-
ZUnNng der (sesetze wirkungsvoll treffen bıs hın ZUuUr zeıtlı- dien helfen, ZUr direkten Kommunikation, ZU persönlıi-
chen oder dauernden Verwirkung der Sendebefugnis. chen Kontakt kommen. Hıer kann auf konkrete Notsı-

Dıiıe Bundesrepublıik Deutschland hat miıt tuatıonen oder Probleme hingewiesen werden, deren sıch
einzelne oder Gruppen annehmen können. Hıer ann denFrankreich eın Testprogramm für Versuchssatelliten A i

plant. Mıt der operatıionellen Phase der Satellıten 1St VOTI-
Eınsamen. der Anschlufßß Gemeinschatten nahegebracht
werden. Das Pılotprojekt Ludwigshafen könnte 1ın beson-aussıchtlichz ab 908/ rechnen. Spätestens für dıese derer Weıse die Aufgabe erfüllen, geeıgnete Modelle unPhase haben dıie für Rundfunkfragen zuständıgen Bun- Formen für eın Programmangebot kirchlicher Sendungendesländer entscheıden, durch Wen die Kanäle jedem entwickeln un: LESTLEN, da dort neben den für dasStaat ın Europa sınd fünf Fernsehkanäle zugeteılt SC- Gebiet zuständıgen öffentlich-rechtlichen Anstalten Süd-werden sollen. Da nıcht erwarten ISt, daß alle westfunk un ZDF treıe Veranstalter Programme anbıle-tüntf Fernsehkanäle oder DIro Fernsehkanal Hörfunk-

kanäle öffentlich-rechtlich betrieben werden Wer ten können. Miıtarbeıter ZUr Gestaltung VO  — Sendungen
wırd iNna  s NUr dann gewıinnen, WECNnNn die Zukuntft dersollte das finanzıeren dwırd hıer möglicherweise eın An-

satzpunkt se1ın, in einem Staatsvertrag aller Bundesländer Kommunikationsmedien nıcht verteutelt wırd, SON-

dern lediglich die möglichen Getahren dargelegt werden,eınem (Gesetz für Satellitenrundtunk In prıvater Ver-
antwortung kommen. Damıt kann eın Modell für die denen 65 begegnen gilt
einzelnen Landesrundfunkgesetze geschaffen un dıe Ge- Vom bürgernahen Lokalrundfunk sınd auch Impulse für
tahr eınes weıten Auseinanderklafftfens in der Gesetzge- überregionale Programme erwarten, die den Zuhörern
bung der Länder vermıeden werden.. Die Dringlichkeıit, un Zuschauern helfen, Eıgeninitlativen entwickeln

einem Staatsvertrag über prıvaten Satellitenrundfunk und damıt iıhren gewachsenen Freizeiıtraum sınnvoll aus-

zufüllen.kommen, zeıgt sıch der Ankündigung deutscher In-
Leressenten, über einen ausländischen Satellitentunkkanal
eın Fernsehprogramm 1n die Bundesrepublık Deutschland Da die Kirche be] öttentlich-rechtlichen und be1 prıvaten

Rundfunkanstalten den gesellschaftliıch relevanteneinzustrahlen, auf das Rundfunkgesetze der Bundeslän-
der keinerlej Einfluß hätten. Kräften gehört, die ihren Platz 1ın den jeweılıgen remıen

und Kontrollorganen haben müssen, dürfte unumstrıtten
Eın europäisches Satellitenprogramm, das synchron den seın (vgl dazu Prof Ulrich Scheuner in „Materıalıen ZUTr

Empfang 1n der jeweılıgen Landessprache gestatten Medienpolıitik” Nr. 2 5. 34, herausgegeben VO der
würde, dient der Völkerverständigung un I1St eshalb Kıirchlichen Zentralstelle tür Medien, Dıie Kırche
begrüßen. Seine Einrichtung sollte möglıch se1ln, auch 1St aber auch 1Im Rundfunkwesen mehr als NUu  —_ Vertreter
WEenNnn dadurch jeder beteiligte Staat auf einen Satelliten- berechtigter Interessen. Sie 1St nach dem Verständnıs des
ternsehkanal ZUT ausschließlich eigenen Nutzung verzich- Grundgesetzes aus dem Kreıs bloßer Gruppen- un Ver-
ten mufß bandsınteressen herausgehoben, weıl S$1e „ähnlich WI1IE der

Staat den Menschen als (GGanzes in allen Feldern seiıner Be-
tätiıgung und seınes Verhaltens anspricht un Forderun-ufgaben für die Kırche
SCH ıh stellt“ (vgl Urteıl des BVerfG VO

Satellitenrundfunk wırd besondere Verbreitung tinden, 1m Streıit das Mandat bremischer Pastoren.)
WECNN ın Breitbandkabelnetze eingespelst werden ann Der heutige pluralıstische Staat ann sıch nıcht einer ganz
Darüber hınaus wırd Kabelrundtunk zunächst lokale estimmten weltanschaulichen Rıchtung verschreıben,
bzw regıonale Bedeutung haben Es wırd daher begrüßt, aber ISt auf einen Konsens In gemeınsamen Grundwer-
daß auf lokaler bzw regionaler Ebene Pılotprojekte DC- ten angewlesen, die 1mM wesentlichen ıhren Nıederschlag
plant sınd, In denen Fragen nach Bedarf und Nutzungs- 1m Grundgesetz der Bundesrepublık Deutschland gefun-
verhalten der Teilnehmer gegenüber den Kommu- den haben Wenn sıch die Kirche für dıe Wahrung der
nıkationstechniken erprobt werden sollen. Die begleıten- Grundwerte einsetzt, LuUt S1e dies auch für das Gemeılınwe-
den wıssenschaftlichen Untersuchungen mussen sıch aber SCH, für die staatlıche Gemeinschaft.
auch auf möglıche Chancen und Gefahren der Pro- Die Miıtwirkung der Kırche darf daher ım Jetzıgen un
grammstrukturen un -inhalte beziehen. Die Kırche, die zukünftigen Rundtunk nıcht auf „Programmkästchen”
auf der Frühjahrstagung der Deutschen Bischotskonfe- beschränkt werden, die relıg1ösen Charakter haben, nıcht
enz 1981 beschlossen hat, den Kabelpilotprojekten einmal der Eiınbezug VO Sendungen über ethische Fragen
mıtzuwiırken, mMUuU auch Gelegenheit haben, hre spezıel- genugt. 1e]1 subtiler un: einflußreicher 1St diıe Wiırkung
len Gesichtspunkte in die Untersuchung einzubringen. auf dıe Eınstellung der Zuhörer un Zuschauer durch Un-
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terhaltungssendungen, dıe immanent Grundwerte beJa- nıcht empfohlen werden, den ıhnen anvertrauten Kındern
hen oder ın rage stellen. Hıer hat die Kırche das Recht, das Fernsehen grundsätzlıch verbieten. Das würde
sıch Wort melden, un: die Rundfunkveranstalter diese Kıinder ın Getahr bringen, 1n der Schule un 1mM (562
haben die Pflicht, das Wort der Kıirche nıcht unberück- spräch mıt anderen Kındern „1NS Hintertreffen“ SCIA-
sıchtigt lassen. Die Kırche 1St dasnolk (sottes. te  3 Wohl aber mussen S$1e die konkrete Wahrnehmungssı-
Wenn dies VO den Christen bedacht wırd un VO

uatıon ihrer Kınder erkennen ihren Entwicklungsstand,
hre Bedürfnisse, ihren sozıalen Bezug, hre Umweltiıhnen gegenüber den bestehenden un erwartenden

Rundfunkorganisationen Zzu Ausdruck gebracht wırd, davon eıt und Auswahl der Programme abhängig
machen. ıne nützliche Emptehlung o1bt „Communı10 elsınd letztlich dıe Medien iıne Herausforderung, progressi0” (6/7)die be1 Wachsamkeiıt der Christen me1lstern ISt Zu die- „Eltern un: Erzieher sollen hre Kinder anleıten, A4AUS dem

SCr Wachsamkeit aufzuruten sollte Aufgabe der Räte un Angebot nach eigenem Urteil iıne Auswahl treffen.Verbände se1n, denn „1InN den erstaunlichen Erfindungen
der Technik, die der sozıalen Kommunikatıon den Dennoch 1St manchmal geboten, da{fß sıch die Erzieher

be] dieser Auswahl das letzte Wort vorbehalten. Wenn S$1eMenschen dienen, erblickt der gläubıge Christ die VO der
Vorsehung (Gottes gegebenen Mittel, das Zusammen- sıch gelegentlich ZWUNSCNH sehen, anderer Meınung

seın als ıhre Kınder und deren Umgang mıt den Kommu-leben der Menschen aut dieser Erde fördern“ (GP 12) nıkatiıonsmitteln mıßbilligen, sollten S1e sıch alle Mühe
Dıi1e Ausweıtung des Rundfunks aufgrund technischer geben, den Kindern ıhre gyegenteılıge Auffassung eın-

leuchtend begründen; denn ın der Erziehung führenEntwicklung un die damıt verbundene Erweıterung des
Programmangebots bedeutet NECUC Aufgaben für die Me- Argumente weıter als Verbote.“

Dıie Kommunikationsmedien selbst dürten nıcht aus derdienpädagogik un stellt größere Anforderungen s1e.
Gesetze un aktıve Miıtwirkung be1 den elektronı- Verantwortung entlassen werden, auch hre Schwächen
schen Kommunikationsmedien können die entstehenden un Gefahren ımmer wıeder offen un verständlich dar-
Probleme alleın nıcht lösen. Medienverhalten mu{fß VelI- zulegen.
nünftig un kritisch se1ln. Der einzelne mu dıe Chance Dıie Zuschauer insgesamt dürtten durch ıne größere
erkennen, be] der Fülle der Programme eıinen bewuliten Vieltalt VO  — Fernsehprogrammen eıner gesunden, krı-
und gewollten Gebrauch VO Informations-, Biıldungs- tischen Dıstanz gegenüber dem verhältnismäßig Jungen
un: Unterhaltungsangeboten machen. Medienpädago- Kommunikationsmedium Fernsehen un ZUFr Auswahl
gyische Angebote un: medienpädagogische Ma{ißnahmen veranlaßt werden.

Mıiıt der Entwicklung der Kommunikatıions-mussen daher In der katholischen Bildungsarbeıit, in den
Pfarreien un Verbänden gezielt ausgebaut werden. Sıe technık hat eın Zeıtalter der menschlichen Kommu-
mussen aber auch ihren Platz 1n den Ausbildungsplänen nıkatıon begonnen. Sıe wiırd das Zusammenleben der
für Priester, Diıakone un hauptamtlıch 1mM kırchlichen Menschen Öördern un dem Gememwohl dıenen, Wenn

Dienst stehende Laıen haben jeder seıne Verantwortung erkennt un danach handelt
iıne besondere Hılfe benötigen Eltern un Erzieher. Or1- Gesetzgeber un Regierungen, Programmanbıieter un:
entierungshilfe können dabe1 Programmbesprechungen -gestalter, Zuhörer un Zuschauter, Eltern un Erzieher.
in der Kirchenpresse geben. Eltern un: Erziehern sollte Der Christ 1St dabei besonders gefordert.

Zeıtfragen
Keın Wande!l in IC
Die Bevölkerungsentwicklung in der Bundesrepublı
Eın spürbares Autfatmen ging Begınn des Jahres 1981 rungsforschung ın VWıesbaden, autete allerdings bereıts
durch die Presse: „Die Deutschen sterben langsamer “  aus”, damals: Alch habe mich gewundert, daß INa  —_ sıch über

iıne kleine Zahl ereıtert. Da WIr In der Bundesrepublıkhieß da iın eıner Schlagzeıle, und verschiedentlich
wurde Oß bereıts VO eiınem Baby-Boom gesprochen. noch 964 über iıne Miıllıon Babys hatten un 9/4 NUur

Der Anlaß Nachdem erstmals selıt 1965 1m Jahr 9/9 eın noch rund 500 000, müßte Ja iıne Steigerung rund
leichter Anstıeg der Geburtenzahl verzeichnen SCWC- 100% einsetzen, damıt dıe Sterberate ausgeglichen WeTr-

sen WAaTr, wurden 980 deutlich mehr Kinder fast 79% den kann!“ (Dıie Welt, 81) Sıe lag 1980 beı 714000
geboren als 1mM Vorjahr. Der Kommentar VO Proft arl Da{fß diese zurückhaltende Beurteijlung AaNSECEMESSE Wafl,

zeıgte sıch späatestens Begınn dieses Jahres, als dieSchwarz, dem Direktor des Bundesinstituts für Bevölke-


